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Formelle Vorgaben der StPO – 
Gültigkeits- oder Ordnungs
vorschriften? 
Zugleich eine Besprechung von BGE 151 IV 18

Im jüngst publizierten Entscheid BGE 151 IV 18 beschäftigte sich das 
Bundesgericht mit der Frage, ob es sich beim Schrifterfordernis von 
Art. 263 Abs. 2 Satz 2 StPO um eine Gültigkeits- oder Ordnungsvor-
schrift handelt. Mit Blick auf vorgenannten Entscheid widmen sich die 
Autoren der Abhandlung der nach wie vor kaum fassbaren Unterschei-
dung von strafprozessualen Gültigkeits- und Ordnungsvorschriften, 
bevor sie die Frage adressieren, wie Formvorschriften in der StPO und 
insbesondere die schriftliche Bestätigung der Staatsanwaltschaft gem. 
Art. 263 Abs. 2 und Abs. 3 StPO in strafprozessualer Hinsicht zu qua-
lifizieren sind.
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I.	 Einleitung

Gemäss Art. 263 Abs. 2 Satz 1 StPO ist die Beschlagnah
me in einem schriftlichen, kurz begründeten Befehl an-
zuordnen. Hinsichtlich in dringenden Fällen zunächst 
mündlich angeordneter Beschlagnahmen statuiert Art. 263 
Abs. 2 Satz 2 in fine StPO eine nachträgliche schriftliche 
Bestätigung. Im jüngsten einschlägigen Urteil BGE 151 
IV 18 gelangte das Bundesgericht zum Schluss, dass vor-
genannte Bestimmung «in vorliegendem Fall» eine Gül-
tigkeitsvorschrift darstellt. Da es sich bei dem zugrund-
liegenden Delikt nicht um eine schwere Straftat i.S.v. 
Art. 141 Abs. 2 StPO handelte, resultierte folgerichtig 
die Unverwertbarkeit der beschlagnahmten Gegenstände 

(175 Hanfsetzlinge). Wie zu zeigen sein wird, drängt sich 
diesbezüglich eine Einzelfallbeurteilung tatsächlich auf, 
da es von den Umständen des Einzelfalls abhängt, ob der 
Schutzzweck der schriftlichen Bestätigung für die Interes-
senwahrnehmung der betroffenen Person derart elementar 
ist, dass einer Verletzung dieser formellen Vorgabe nur 
mit der Ungültigkeit der Verfahrenshandlung begegnet 
werden kann. Bei dem BGE 151 IV 18 zugrundeliegen-
den Fall erscheint die Annahme einer Gültigkeitsvor-
schrift überraschend. Im Folgenden wird zunächst auf den 
Entscheid und die Erwägungen des Bundesgerichts einge-
gangen, bevor einige dogmatische Überlegungen zur Ab-
grenzung zwischen Gültigkeits- und Ordnungsvorschrif-
ten mit besonderem Augenmerk auf formelle Vorgaben 
getroffen werden. Abschliessend widmet sich der Aufsatz 
der Schlüsselfrage – der Qualifizierung der schriftlichen 
Bestätigung der Staatsanwaltschaft i.S.v. Art. 263 Abs. 2 
Satz 2 in fine StPO als Gültigkeits- oder Ordnungsvor-
schrift. 

II.	 Der Entscheid des Bundesgerichts

A.	 Sachverhalt und Verfahrensgang

Am 6. Dezember 2019, um 12.55 Uhr, wurde X., als er 
mit seinem Fahrzeug von Österreich herkommend beim 
Grenzübergang Au (SG) in die Schweiz einreisen wollte, 
von den Beamten des Grenzwachtkorps einer Kontrol-
le unterzogen. Im Rahmen der Kontrolle durchsuchten 
die Grenzwachtbeamten den Kofferraum des von X. ge-
lenkten Fahrzeugs, in welchem dieser 175 Hanfsetzlinge 
mitführte. In seiner Jackentasche wurde zudem eine Kar-

Dans son récent arrêt ATF 151 IV 18, le Tribunal fédéral s’est penché 
sur la question de savoir si l’exigence de la forme écrite de l’art. 263 
al. 2 2e phrase CPP était une règle de validité ou une prescription 
d’ordre. Eu égard à l’arrêt précité, les auteurs étudient la distinction, 
encore difficile à comprendre, entre règles de validité et prescriptions 
d’ordre relevant de la procédure pénale, avant d’aborder la question 
de savoir comment les prescriptions de forme du CPP et, en particulier, 
la confirmation écrite du ministère public selon l’art. 263 al. 2 et al. 3 
CPP doivent être qualifiées du point de vue de la procédure pénale.
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tität der Vorhalte sogleich verneinte – wendete er sich ge-
gen den Schuldspruch wegen Vergehens gegen das BetmG 
durch die Einfuhr von 175 Hanfsetzlingen. Im Wesentli-
chen brachte er vor, es gebe für die mündlich angeordne-
te Beschlagnahme durch die Staatsanwaltschaft keinen 
Nachweis. Selbst wenn man eine mündliche Beschlag-
nahmeanordnung annehmen würde, fehle es an deren 
nachträglicher schriftlicher Bestätigung. Beim Erfordernis 
der schriftlichen Bestätigung der Beschlagnahme handle 
es sich um eine Gültigkeitsvorschrift, entsprechend seien 
die gestützt auf diese nicht rechtskonform angeordnete 
Zwangsmassnahme erlangten Beweise nicht verwertbar. 

B.	 Aus den Erwägungen  
des Bundesgerichts

Nach einigen Ausführungen allgemeiner Natur, wonach 
die StPO für die Anordnung von Zwangsmassnahmen 
keine generelle Schriftlichkeit verlangt, und der Wieder-
gabe des Wortlautes von Art. 263 Abs. 2 und Abs. 3 StPO 
widmete sich das Bundesgericht der gegen Verfügungen 
und Verfahrenshandlungen der Staatsanwaltschaft of-
fenstehenden StPO-Beschwerde (Art. 393 Abs. 1 StPO). 
Es weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die 
Beschwerdefrist gemäss Leiturteil BGE 147 IV 137 ab 
schriftlicher Zustellung des Beschlagnahmebefehls bzw. 
entsprechender Akteneinsicht beginne.1

Anschliessend referenziert das Bundesgericht den Lei-
tentscheid BGE 139 IV 128, dem zufolge das Erfordernis 
eines staatsanwaltschaftlichen Durchsuchungsbefehls bei 
einer von Polizeibeamten ohne staatsanwaltschaftlichen 
Befehl vorgenommenen Durchsuchung des iPhones ei-
nes Beschuldigten «unter Berücksichtigung der konkreten 
Umstände» eine blosse Ordnungsvorschrift im Sinne von 
Art. 141 Abs. 3 StPO darstellt, da die Voraussetzungen 
einer Durchsuchung an sich erfüllt und dieselbe nicht un-
verhältnismässig war (E. 4.3.5). Es verweist alsdann auf 
BGer, 6B_307/2017, 19.2.2018, wonach die Schriftlich-
keit der Anordnung einer Blutprobe eine Gültigkeitsvor-
aussetzung darstellt (E. 4.3.6). 

Nach Hinweis auf die verschiedenen Lehrmeinungen 
und die Praxis «einzelner» kantonaler Gerichte2 und des 

1	 BGE 147 IV 137 E. 5.2 m.w.H.
2	 Neben den vom Bundesgericht erwähnten Kantonen Wallis und 

Zürich messen auch weitere kantonale Gerichte der schriftlichen 
Bestätigung keine derartige Bedeutung zu, als dass sie als Gültig-
keitsvorschrift zu qualifizieren ist und zur Unverwertbarkeit der 
beschlagnahmten Beweise führt. So z.B. AppGer BS, BES.2016.150, 
16.2.2017, E. 2.4; vgl. auch OGer GL, OGS.2015.00006, 23.9.2016, 
E. VII; vgl. ferner auch OGer BE, BK 19 61, 6.5.2019, E. 5.4. 

tonschachtel mit 0,7 Gramm Marihuana sichergestellt. In 
der Folge wurde die Kantonspolizei St. Gallen informiert, 
welche wiederum den Fall der Staatsanwaltschaft des 
Kantons St. Gallen rapportierte. Letztere erliess am 3. Juni 
2020 einen Strafbefehl gegen X. und sprach ihn des Ver-
gehens gegen das Betäubungsmittelgesetz wegen Einfuhr 
von Marihuana-Hanfsetzlingen und der Übertretung des 
BetmG wegen Einfuhr von 0,7 Gramm Marihuana zum 
Eigenkonsum schuldig, verurteilte ihn zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe von 6 Monaten, unter Ansetzung einer Pro-
bezeit von 3 Jahren, sowie zu einer Busse von CHF 500 
und auferlegte ihm die Verfahrenskosten. Zudem verfüg-
te sie die Einziehung und Vernichtung der sichergestell-
ten Betäubungsmittel. Dagegen erhob X. fristgerecht 
Einsprache. Die Staatsanwaltschaft hielt am Strafbefehl 
fest und überwies diesen am 29. September 2020 an das 
Kreisgericht Rheintal. 

Mit Entscheid vom 12. Mai 2021 sprach das Kreisge-
richt Rheintal X. vom Vorwurf der Übertretung des BetmG 
(Einfuhr von Betäubungsmitteln zum Eigenkonsum) frei, 
sprach ihn hingegen des Vergehens gegen das BetmG we-
gen Einfuhr von Betäubungsmitteln schuldig. Es verurteil-
te ihn zu einer bedingten Geldstrafe von 50 Tagessätzen 
zu je CHF 30, unter Ansetzung einer Probezeit von zwei 
Jahren, dies als Zusatzstrafe zu zwei anderweitigen straf-
rechtlichen Verurteilungen. Es zog die beschlagnahmten 
175 Hanfsetzlinge sowie die 0,7 Gramm Marihuana zur 
Vernichtung ein und auferlegte ihm die Verfahrenskosten 
anteilsmässig. Gegen diesen Entscheid erhob X. Berufung 
und die Staatsanwaltschaft Anschlussberufung. 

Das Kantonsgericht St. Gallen hob mit Entscheid vom 
23. August 2022 das vorgenannte Urteil des Kreisgerichts 
Rheintal vom 12. Mai 2021 auf. Es sprach X. vom Vor-
wurf der Übertretung des BetmG (Art. 19a Ziff. 1 BetmG; 
Einfuhr von Betäubungsmitteln zum Eigenkonsum) frei, 
wegen des Vergehens gegen das BetmG (Art. 19 Abs. 1 
lit. b BetmG; Einfuhr von 175 Hanfsetzlingen) schuldig 
und hielt fest, dass eine Zusatzstrafe im Sinne der Vor
instanz entfalle. Es ordnete die Einziehung der 175 Hanf-
setzlinge und der 0,7 Gramm Marihuana zur Vernich-
tung an. 

Dagegen gelangte X. mit Beschwerde in Strafsachen 
ans Bundesgericht und beantragte, der angefochtene Ent-
scheid sei aufzuheben und er sei von sämtlichen Vorhal-
ten freizusprechen. Die Staatsanwaltschaft des Kantons 
St. Gallen beantragte mit Eingabe vom 27. August 2024 
die Abweisung der Beschwerde. Neben einer Verletzung 
des Grundsatzes «ne bis in idem» aufgrund eines erstins-
tanzlichen, rechtskräftigen Freispruchs wegen Einfuhr von 
Marihuana – welche das Bundesgericht mangels Tatiden-
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Bundesstrafgerichts, die im Schriftlichkeitserfordernis 
gemäss Art. 263 Abs. 2 StPO eine blosse Ordnungsvor-
schrift sehen, und wortwörtlicher Wiedergabe der Kon-
zeption des Gesetzgebers aus der Botschaft betreffend die 
Definition von Ordnungs- oder Gültigkeitsvorschriften3 
widmet es sich der Qualifizierung von Art. 263 Abs. 2 
StPO in letzterem Sinne.

In diesem Zusammenhang definiert es zunächst den 
Schutzzweck der in Art. 263 Abs. 2 StPO verankerten 
Pflicht der nachträglichen schriftlichen Bestätigung der 
mündlich angeordneten Beschlagnahme. Zusammen-
gefasst erblickt es den Schutzzweck von Art. 263 Abs. 2 
StPO in der Gewährleistung des rechtlichen Gehörs und 
der Wahrnehmung der Verteidigerrechte, woraus die 
Verpflichtung der Behörden folgt, ihre Entscheide zu be-
gründen (E. 4.4.4). Es weist alsdann daraufhin, dass ak-
tenmässig belegt sein muss, wie Beweismittel produziert 
wurden, damit die beschuldigte Person in die Lage ver-
setzt wird, zu überprüfen, ob der betreffende Befehl in-
haltliche oder formelle Mängel aufweist und sie allenfalls 
Einwände gegen deren Verwertbarkeit erheben kann. 

Angewendet auf den vorliegenden Fall hielt das Bun-
desgericht fest, dass sich nur der schriftlichen Bestätigung 
im Sinne von Art. 263 Abs. 2 StPO die Begründung der 
mündlich angeordneten Beschlagnahme entnehmen lasse. 
Ohne schriftliche Bestätigung sei nicht sichergestellt, dass 
die Begründung der Beschlagnahme der betroffenen Per-
son rechtsgenüglich eröffnet werde. Es weist weiter darauf 
hin, dass der in der StPO gewährleistete Anspruch auf wirk-
samen Rechtsschutz gegen Beschlagnahmen verlangt, dass 
eine anfechtbare schriftliche Verfügung vorliegt (Art. 199 
und Art. 263 Abs. 2 StPO). Zwar nimmt das Bundesgericht 
hier Bezug auf Art. 241 Abs. 1 StPO – welcher eine Pflicht 
der Staatsanwaltschaft zur nachträglichen Bestätigung der 
mündlich angeordneten Zwangsmassnahme statuiert und 
welcher gemäss Leitentscheid BGE 139 IV 128 als Ord-
nungsvorschrift gelte – relativierte Letzteres indes mit dem 
Hinweis, dass die Bewertung des Schriftlichkeitserforder-
nisses des staatsanwaltschaftlichen Durchsuchungsbefehls 
nur im konkreten Einzelfall erfolgt sei und somit nicht auf 
den gegenständlichen Fall übertragbar sei (E. 4.4.6).

Schliesslich widmet sich das Bundesgericht der Lö-
sung der Schlüsselfrage und hält fest, dass der vorliegende 
Fall exemplarisch zeige, wie eine nur mündliche Anord-
nung der Beschlagnahme ohne nachträgliche schriftliche 
Bestätigung mit grossen Beweisschwierigkeiten ver-
bunden sei. Worin diese Beweisschwierigkeiten liegen, 

3	 Vgl. Botschaft vom 21. Dezember 2005 zur Vereinheitlichung des 
Strafprozessrechts, BBl 2006 1085 ff., 1183 f.

führt es nicht aus und dies ist mangels Aktenkenntnissen 
auch nicht nachvollziehbar. Weiter erwägt es, dass man-
gels schriftlicher Bestätigung der mündlich angeordne-
ten Beschlagnahme eine «angemessene Begrenzung der 
Zwangsmassnahme im Interesse des Beschwerdeführers 
als beschuldigter Person im Strafverfahren» nicht sicher-
gestellt sei (E. 4.4.10). Dabei scheint das Bundesgericht 
indes zu verkennen, dass eine zeitliche Beschränkung 
einer Beschlagnahme gesetzlich weder vorgesehen ist 
noch im vorliegenden Fall überhaupt in Frage gekommen 
wäre; schliesslich handelte es sich um beschlagnahmte 
Betäubungsmittel und potentiell der Sicherungseinzie-
hung unterliegende Gegenstände.4 Es folgert weiter, mit 
dem Vorgehen der Staatsanwaltschaft sei im vorliegen-
den Fall eine sachgerechte Anfechtung der angeordneten 
Zwangsmassnahmen verunmöglicht worden, da mangels 
Zustellung eines begründeten Beschlagnahmebefehls die 
10-tägige Beschwerdefrist nicht zu laufen begonnen habe 
und eine wichtige Voraussetzung für die Überprüfung der 
Beschlagnahme, nämlich das Vorliegen einer schriftli-
chen und begründeten Beschlagnahmeverfügung, nicht 
erfüllt sei (E. 4.4.10).

Im Sinne eines Fazits schliesst das Bundesgericht, die 
Pflicht der Staatsanwaltschaft zur nachträglichen schrift-
lichen Bestätigung der mündlich angeordneten Beschlag-
nahme (Art. 263 Abs. 2 StPO) stelle «im vorliegenden 
Fall» eine Gültigkeitsvorschrift im Sinne von Art. 141 
Abs. 2 StPO dar, die zur Unverwertbarkeit der durch diese 
Beschlagnahme erhältlich gemachten Beweise führt. Es 
hiess die Beschwerde in diesem Punkt gut und wies die 
Sache zur neuen Beurteilung an die Vorinstanz zurück.

III.	 Dogmatische Überlegungen  
zur Trichotomie der Vorschriften

A.	 Im Allgemeinen 

Der Dreiteilung von Verfahrensvorschriften in Ordnungs-
vorschriften, relative und absolute Gültigkeitsvorschriften 
liegt die Überlegung zugrunde, dass es von der ratio legis 
abhängt, ob deren Verletzung zur drastischen Konsequenz 
der (absoluten) Unverwertbarkeit der auf solche unrecht-
mässige Weise erlangten Beweismittel führen soll. 

4	 Anders als z.B. die Untersuchungshaft erfolgt die Beschlagnahme 
nicht befristet, sondern dauert bis zu deren Aufhebung, sei es durch 
Rückgabe an die berechtigte Person, sei es durch Einziehung, an. Statt 
vieler Daniel Jositsch/Niklaus Schmid, Handbuch des Schweizeri-
schen Strafprozessrechts, 4. A., Zürich/St. Gallen 2024, N 1118 m.w.H.
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Die Annahme der Unverwertbarkeit stellt eine Mass-
nahme mit weitreichenden Folgen für das Strafverfahren 
dar. Nach kontinentaleuropäischer Konzeption liegt deren 
Zwecksetzung  – etwa im Unterschied zum US-ameri-
kanischen Recht – nicht in der Disziplinierung von Po-
lizei- und Strafbehörden.5 Vielmehr dient diese Wirkung 
präventiven Zwecken in dem Sinne, dass dadurch die Be-
hörden motiviert werden sollen, die Regeln der StPO auch 
einzuhalten. Nach herrschender Auffassung dienen diese 
Unverwertbarkeitsregeln mithin der Gewährleistung des 
Legalitätsprinzips (Art. 2 Abs. 2 StPO).6

Von der Prämisse ausgehend, dass Bestimmungen 
nicht zum Selbstzweck erlassen werden, sind Sinn und 
Zweck der Norm (sog. Telos), mithin sachliche Kriterien, 
dafür ausschlaggebend, welcher Kategorie Bestimmun-
gen zuzuordnen sind. Anders verhält es sich selbstredend, 
wenn der Gesetzgeber diese Qualifikation normiert hat, 
indem er die absolute Unverwertbarkeit als Konsequenz 
vorgibt. Dies sind zum einen verbotene Beweismethoden, 
die mittels Verweises von Art. 141 Abs. 1 Satz 1 StPO auf 
Art. 140 StPO definiert sind. Zum anderen sind dies die 
Konstellationen gemäss Art. 141 Abs. 1 Satz 2 StPO, d.h., 
wenn eine einschlägige Norm der StPO einen nicht auf 
gesetzeskonforme Weise erhobenen Beweis ausdrücklich 
als unverwertbar bezeichnet. 

E contrario lässt diese gesetzliche Vorgabe den 
Schluss zu, dass übrige Beweisregeln lediglich Gültig-
keits- resp. Ordnungsvorschriften darstellen. Allerdings 
ist es nicht ausgeschlossen, dass im Rahmen der richter-
lichen Rechtsfortbildung7 weitere Regeln per analogiam 
zu absoluten Gültigkeitsvorschriften erkannt werden, de-
ren Verletzung stets zur Unverwertbarkeit der erhobenen 
Beweise führt, d.h. dass diese auch nicht zur Aufklärung 
schwerer Straftaten i.S.v. Art. 141 Abs. 2 StPO verwert-
bar sind. Massgebendes Kriterium für eine diesbezügli-
che Qualifikation müsste die vergleichbare Schwere der 
mit der inkriminierten Beweiserhebung einhergehenden 
Grundrechtsverletzung darstellen. Diskutabel wäre eine 
solche Konsequenz bei verdachtslosen Beweisausfor-
schungen (sog. fishing expedition), was das Bundesge-
richt indes unlängst verneint hat.8 Zusammenfassend ist 

5	 Vgl. Wolfgang Wohlers/Linda Bläsi, Dogmatik und praktische 
Relevanz der Beweisverwertungsverbote im Strafprozessrecht der 
Schweiz, recht 2015, 158 ff., 159.

6	 Wohlers/Bläsi (FN 5), a.a.O. 
7	 Vgl. dazu und zu deren Grenzen im Strafprozess im Allgemeinen 

Stefan Heimgartner, Auslegungs- und Rechtsfindungsmethodik 
im Strafprozessrecht, AJP 2016, 3 ff., 5 f. 

8	 Implizite BGer, 6B_821/2021, 6.9.2023, E. 1.5 (nicht in BGE 149 
IV 369); vgl. krit. dazu Marcel A. Niggli, Fundamentale Struktur-
probleme der Strafprozessordnung, ZStrR 2024, 118 ff., 138. Abso-

die Abgrenzung von (absoluten) Unverwertbarkeitsbe-
stimmungen von den übrigen Bestimmungen so weit, so 
klar, mithin «bestimmt». 

B.	 Einteilung Ordnungsvorschriften/
Gültigkeitsvorschriften im Besonderen

Im untersten Spektrum von Regeln im Zusammenhang 
mit Beweiserhebungen sind Ordnungsvorschriften an-
zusiedeln, deren Verletzung einer Verwertbarkeit i.A.v. 
Art. 141 Abs. 3 StPO nicht entgegensteht. 

Gemäss der Doktrin beinhalten Gültigkeitsvorschrif-
ten wesentliche Verfahrensgrundsätze und erheischen  – 
im Interesse der betroffenen Parteien – «absolute» Gel-
tung.9 Soweit solche Verfahrensvorschriften grundlegende 
Verfahrensrechte schützen, hat deren Verletzung zur Fol-
ge, dass aus deren Nichtbeachtung die Ungültigkeit der 
entsprechenden Verfahrenshandlung und infolgedessen 
die Unverwertbarkeit von auf diese Weise erlangten Be-
weismitteln resultiert (vgl. dazu aber V.).10 Demgegen-
über schützen Ordnungsvorschriften nicht wesentliche 
Interessen der involvierten Parteien und anderer Verfah-
rensbeteiligter und dienen demgemäss in erster Linie 
der  Ordnungsmässigkeit des Verfahrensablaufs.11 Deren 
Verletzung kann zwar gerügt werden, doch eine solche 
tangiert nicht die Gültigkeit des betroffenen Verfahrens-
schritts resp. die Verwertbarkeit der dadurch erlangten 
Beweismittel.12 

Während der Begriff «auf strafbare Weise erlangte Be-
weismittel» (Art. 141 Abs. 2 Teil 1 des Teilsatzes 1 StPO) 
ohne weiteres – mit Zuhilfenahme der im schweizerischen 
Recht existierenden Strafbestimmungen – ausgelegt wer-
den kann, ist dies in Bezug auf die Begriffe «Gültigkeits-
vorschrift» (Art. 141 Abs. 2 Teil 2 des Teilsatzes 1 StPO) 
resp. «Ordnungsvorschrift» (Art. 141 Abs. 3 StPO) nicht 
der Fall. Der Gesetzgeber hat hier die Qualifikation be-
wusst der Praxis überlassen, was von der Lehre zu Recht 

lute Unverwertbarkeit demgegenüber bejahend BGE 146 IV 36 
E. 2 bei Verletzung des Territorialitätsprinzips ausländischer Staa-
ten durch die Schweiz aufgrund von GPS-Überwachung; jüngst zu 
weit gehend (nicht rechtskräftiger) Beschluss des OGer ZH, 
SB2420422, 15.8.2025, (Sky ECC «Hacking»), E. 4 f., wonach 
auch bei ausländischen Ermittlungsmassnahmen, welche die 
schweizerische Souveränität tangieren, eine absolute Unverwert-
barkeit resultieren soll. Ist doch der Annahme diesbezüglicher 
spontaner Amts- resp. Rechtshilfe durch die zuständigen schweize-
rischen Justizbehörden eine nachträgliche (implizite) Einwilligung 
in den territorialen Eingriff inhärent.

9	 Jositsch/Schmid (FN 4), N 545.
10	 Jositsch/Schmid (FN 4), 1118.
11	 Jositsch/Schmid (FN 4), N 546. 
12	 Jositsch/Schmid (FN 4), N 546.
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kritisiert wird.13 Es handelt sich mithin um unbestimmte 
Rechtsbegriffe, die durch sog. freie Rechtsfindung int-
ra legem auszufüllen sind.14 Dies hat das Bundesgericht 
etwa insoweit getan, als es – über StPO-Bestimmungen 
hinaus – auch Bestimmungen anderer Gesetze (wie des 
DSG) u.U. als Gültigkeitsvorschriften qualifiziert hat.15 

Massgebend für die blosse Charakterisierung einer Be-
stimmung als Ordnungsvorschrift soll der Umstand sein, 
dass es sich um untergeordnete, «im Prinzip allein» der 
Verfahrensabwicklung und nicht «eigentlich schützens-
werten» Interessen der Parteien dienende Vorschriften 
handelt.16 Demgegenüber ist von einer Gültigkeitsvor-
schrift auszugehen, wenn die mit der infrage stehenden 
Beweisregel geschützten Interessen ausschliesslich mit der 
Unverwertbarkeit der regelwidrig erlangten Beweise ge-
wahrt werden können.17 Das Bundesgericht hielt in diesem 
Sinne in seiner Rechtsprechung im Allgemeinen zusam-
menfassend fest: «Ob im Einzelfall eine Gültigkeits- oder 
eine Ordnungsvorschrift vorliegt, bestimmt sich (sofern 
das Gesetz die Norm nicht selbst als Gültigkeitsvorschrift 
bezeichnet) primär nach dem Schutzzweck der Norm: Hat 
die Verfahrensvorschrift für die Wahrung der zu schützen-
den Interessen der betreffenden Person eine derart erhebli-
che Bedeutung, dass sie ihr Ziel nur erreichen kann, wenn 
bei Nichtbeachtung die Verfahrenshandlung ungültig ist, 
liegt eine Gültigkeitsvorschrift vor […].»18 

In Bezug auf formelle Vorgaben, welche Fristen, Ver-
schriftlichung und formelle Aspekte im Hinblick auf die 
Gewährung des rechtlichen Gehörs regeln, ist für die Ein-
teilung Gültigkeits-/Ordnungsvorschrift massgebend, ob 
durch die Nichteinhaltung der Bestimmung eine relevan-
te Verletzung des rechtlichen Gehörs i.S.v. Art. 29 Abs. 2 
BV oder anderweitiger Grundrechte resultiert oder ob der 
Mangel in fine keine wesentlichen Auswirkungen auf die 
Ausübung der Rechte hat oder geheilt werden kann. Rele-
vant sind der Kenntnisstand des Betroffenen und die da-
mit einhergehende Frage, ob effektiv ein (unfreiwilliger) 
Rechtsmittelverlust eingetreten ist. 

In diesem Sinne hat das Bundesgericht jüngst ent-
schieden, dass im Rahmen von Überwachungen erlangte 
Zufallsfunde nicht deshalb unverwertbar seien, weil nicht 
unverzüglich eine diesbezügliche Überwachung angeord-
net und innert 24 Stunden (sondern erst nach 2 Jahren) 

13	 Niggli (FN 8), 123.
14	 Vgl. dazu im Allgemeinen Heimgartner (FN 7), AJP 2016, 4. 
15	 BGE 146 IV 226; vgl. krit. dazu Stefan Heimgartner, Anmerkun-

gen zu BGer, 6B_1188/2018: Unverwertbarkeit von Dashcam-Auf-
zeichnungen, AJP 2019, 1368 ff.

16	 Jositsch/Schmid (FN 4), N 798.
17	 Jositsch/Schmid (FN 4), N 798.
18	 BGer, 6B_1409/2019, 4.3.2021, E. 1.3.1.

das Genehmigungsverfahren i.S.v. Art. 278 Abs. 3 StPO 
eingeleitet worden sei; entscheidend sei, ob die betreffen-
den Zufallsfunde vor der Genehmigung durch das ZMG 
verwendet worden seien oder nicht.19 Gegebenenfalls 
läge eine relevante Grundrechtsverletzung vor, andern-
falls nicht, weswegen es sich nur um eine Ordnungsvor-
schriftsverletzung handelt.20 

Was die fehlende Einhaltung formeller Vorgaben be-
trifft, ist der grundrechtliche impact des Versäumnisses 
massgebend, ob es sich um eine blosse Ordnungsvor-
schrifts- oder eine Gültigkeitsvorschriftsverletzung han-
delt. Sind durch die Nichteinhaltung der formellen Vor-
gaben materielle Grundrechte betroffen, liegt tendenziell 
eine Gültigkeitsvorschriftsverletzung vor. Gleiches gilt, 
wenn neben einer formellen Anforderung materielle Vo-
raussetzungen nicht erfüllt sind. Sind demgegenüber 
bloss prozessuale Grundrechte wie etwa der Anspruch auf 
rechtliches Gehör betroffen, hängt die Qualifikation vom 
formellen und materiellen Gehalt des versäumten formel-
len Aktes ab. Auch bei qualifizierten formellen Vorgaben, 
wie etwa der Befugnis resp. Zuständigkeit von Behör-
den, handelt es sich um Gültigkeitsvorschriften,21 führt 
doch die fehlende örtliche resp. sachliche Zuständigkeit 
zur Nichtigkeit der betreffenden Amtshandlungen.22 Ana-
log verhält es sich mit Rechtsbelehrungen (Rechte und 
Pflichten) vor einer Beweismassnahme, wie Hinweise auf 
«nemo tenetur», Verweigerungsrechte und Strafbeweh-
rung. Teilweise sieht die StPO die Ungültigkeit (Art. 177 
Abs. 1 in fine StPO) oder die Unverwertbarkeit betreffen-
der mängelbehafteter Beweismassnahmen ausdrücklich 
vor (so Art. 158 Abs. 2, Art. 177 Abs. 3 StPO). Da die 
betreffenden Hinweise Rechte des Betroffenen schützen 
resp. die Glaubhaftigkeit von Aussagen sicherzustellen 
suchen, kommt diesen Vorgaben elementare Bedeutung 
im Strafverfahren zu. Infolgedessen muss eine derartige 
Verletzung mindestens zur Ungültigkeit der aus der Pro-
zesshandlung resultierenden Beweismittel führen.

Eine Hausdurchsuchung durch die Polizei, welche 
nicht durch einen Staatsanwalt (in dringenden Fällen 
mündlich) angeordnet wurde, erscheint mithin bei feh-
lender Gefahr in Verzug als Gültigkeitsvorschriftsverlet-
zung, weil das Grundrecht auf Privatsphäre (Art. 13 BV) 
betroffen ist.23

19	 BGer, 7B_44/2024, 14.7.2025, E. 4.3.
20	 Vgl. krit. zu dieser Praxis Niggli (FN 8), 125.
21	 In fine anders BGE 139 IV 128 E. 1.7; krit. dazu Wohlers/Bläsi 

(FN 5), 166.
22	 Vgl. dazu BSK StGB-Heimgartner, Vor Art. 285 N 15 ff., in: Marcel 

A. Niggli/Hans Wiprächtiger (Hrsg.), StGB, Basler Kommentar, 
4. A., Basel 2019. 

23	 Implizit wohl gleich Niggli (FN 8), 124.
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Was die Verschriftlichung mündlicher Befehle betrifft, 
sind der formelle und materielle Gehalt der versäumten 
Verfügung, wie etwa Begründungsanforderung sowie 
Rechtsbelehrung, und der diesbezügliche Kenntnisstand 
des Betroffenen massgebend. Auf eine Formel herunter-
gebrochen: je tiefer die Begründungsanforderung, je hö-
her der Kenntnisstand des Betroffenen, desto eher handelt 
es sich um eine blosse Ordnungsvorschriftsverletzung. 

IV.	 Beurteilung der schriftlichen 
Bestätigung

A.	 Bei mündlich angeordneten 
Beschlagnahmen (durch die 
Staatsanwaltschaft)

Wie bereits erwähnt statuiert Art. 263 Abs. 2 Satz 2 StPO, 
dass die zunächst mündlich angeordnete Beschlagnahme 
nachträglich schriftlich zu bestätigen ist. Die schriftliche 
Bestätigung, die einem Beschlagnahmebefehl gleich-
kommt, hat eine summarische Begründung zu beinhal-
ten.24 Dazu gehören insbesondere Ausführungen zum in-
kriminierten Sachverhalt und zur Beweislage, welche den 
Tatverdacht begründen, sowie zum Zweck der Beschlag-
nahme (Beschlagnahmeart).25 Funktion derselben ist, dem 
Betroffenen den Grund des Eigentumseingriffs darzule-
gen und ihn über seine Rechtsmittel zu belehren, damit er 
allenfalls dagegen vorgehen kann.26 

In der Praxis klaffen die faktische Sicherstellung und 
die schriftlich verfügte Beschlagnahme nicht selten zeit-
lich auseinander, so in Fällen der mündlichen Anordnung 
oder der vorläufigen Sicherstellung durch die Polizei (s. 
dazu unten), aber auch bei Zufallsfunden i.S.v. Art. 243 
StPO. In Fällen, in denen die Gegenstände der Siegelung 
unterliegen könnten, wird der Beschlagnahmebefehl re-
gelmässig erst erlassen, wenn auf die Siegelung verzich-
tet oder ein entsprechender Entsiegelungsantrag gutge-
heissen wurde.27 Dem Charakter der Beschlagnahme als 
vorsorgliche bzw. vorläufige Massnahmen entsprechend, 
ist der Beschlagnahmebefehl zudem jederzeit einer nach-

24	 BStGer, BB.2012.167, 17.8.2013, E. 3.1; BStGer, BB.2014.163, 
9.6.2015, E. 2.3.1; BGer, 1A.95/2002, 16.7.2002; SK-Heimgartner, 
Art. 263 N 23, in: Andreas Donatsch/Viktor Lieber/Sarah Summers/
Wolfgang Wohlers (Hrsg.), Kommentar zur Schweizerischen Straf-
prozessordnung, 3. A., Zürich 2020 (zit. SK-Verfasser).

25	 SK-Heimgartner (FN 24), Art. 263 N 23.
26	 BSK StPO-Bommer/Goldschmid, Art. 263 N 62, in: Marcel Alex-

ander Niggli/Marianne Heer/Hans Wiprächtiger (Hrsg.), StPO, Bas
ler Kommentar, 4. A., Basel 2023 (zit. BSK StPO-Verfasser).

27	 SK-Keller (FN 24), Art. 393 N 10a. 

träglichen Abänderung oder Erweiterung zugänglich.28 
Da die Beschwerdefrist mit Zustellung des schriftlichen 
Beschlagnahmebefehls zu laufen beginnt, geht mit einer 
zeitlichen Differenz zwischen tatsächlicher Anordnung 
resp. Sicherstellung und der schriftlichen Bestätigung 
auch kein Rechtsmittelverlust einher. Vielmehr ist gegen 
die Beschlagnahme selbst als Verfahrenshandlung die 
Beschwerde ebenfalls möglich.29 Die von einer Beschlag-
nahme betroffene Person kann von der Staatsanwaltschaft 
zudem jederzeit eine schriftliche Bestätigung der münd-
lich angeordneten Beschlagnahme verlangen, welche sie 
in der Folge anfechten kann.30 Eine allfällige Verletzung 
des rechtlichen Gehörs kann alsdann im Rahmen des Be-
schwerdeverfahrens geheilt werden.31 Von vornherein un-
problematisch sind somit jene Fälle, in denen der schrift-
liche Beschlagnahmebefehl bis zur Anklageerhebung 
erfolgt. In diesen Konstellationen ist keine wesentliche 
Auswirkung auf die Rechte des Betroffenen ersichtlich 
resp. eine solche könnte geheilt werden. Dies gilt umso 
mehr, als die Frage der Verwertbarkeit von durch die Be-
schlagnahme erhältlich gemachten Beweisen – abgesehen 
von Fällen eindeutiger Unverwertbarkeit  – ohnehin erst 
abschliessend im Rahmen des erstinstanzlichen Haupt-
verfahrens zu klären ist, hat nach ständiger Rechtspre-
chung des Bundesgerichts doch erst der Sachrichter am 
Ende des Verfahrens über die Frage der Verwertbarkeit zu 
befinden.32 

Vor diesem Hintergrund und insbesondere unter Be-
rücksichtigung, dass die Begründungsdichte dem Cha-
rakter der Beschlagnahme als vorsorgliche Massnahme 
entsprechend gering ist, kommt der Verschriftlichung 
i.S.v. Art. 263 Abs. 2 StPO mithin primär deklaratorischer 
Charakter zu.33 Die nachträgliche schriftliche Bestäti-
gung dient wie bereits ausgeführt primär der Gewährung 
des rechtlichen Gehörs i.S.v. Art. 29 Abs. 2 BV. Daraus 
folgt, dass in einem Fall, in welchem der Betroffene nicht 
anwaltlich vertreten und die Begründung der Beschlag-
nahme nicht offensichtlich ist, mit dem Bundesgericht 
einhergehend tatsächlich – je nach konkreter Fallkonstel
lation – grundsätzlich von einer Gültigkeitsvorschrift aus-
zugehen ist. In Fällen, in denen der Beschuldigte hingegen 

28	 BSK StPO-Bommer/Goldschmid (FN 26), Art. 263 N 62.
29	 BGE 138 IV 153 E. 3.3.4; SK-Keller (FN 24), Art. 393 N 13.
30	 CR CPP-Julen Berthod, Art. 264 N 36 f., in: Yvan Jeanneret/André 

Kuhn/Camille Perrier Depeursinge (Hrsg.), Commentaire romand 
du Code de procédure pénale suisse, 2. A., Basel 2019 (zit. CR CPP-
Verfasser).

31	 BGer, 1B_378/2009, 13.1.2010, E. 3.
32	 Vgl. BGE 141 IV 284; 141 IV 289; 142 IV 207; 143 IV 270; 143 IV 

387; 143 IV 475; krit. hierzu Wohlers/Bläsi (FN 5), 169 ff.
33	 SK-Heimgartner (FN 24), Art. 263 N 25.
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anwaltlich vertreten und die Begründung der Beschlag-
nahme evident ist, sodass nicht nur deren Anordnung 
durch die Staatsanwaltschaft von vornherein nicht frag-
lich sein kann, sondern auch deren Grund und Verhält-
nismässigkeit, wirkt das Präjudiz hingegen formalistisch. 
Diesfalls wird die angeordnete Beschlagnahme, deren 
Voraussetzungen unzweifelhaft gegeben waren und die 
zum Zeitpunkt der mündlichen Anordnung gültig war, im 
Nachhinein – alleine wegen der fehlenden Schriftform – 
ungültig. Im vorliegend diskutierten Fall scheint der 
Schutzzweck von Art. 263 Abs. 2 StPO indes – auch ohne 
nachträgliche Verschriftlichung – gewahrt, da die Begrün-
dung und die Verhältnismässigkeit der Beschlagnahme 
evident waren und die Rechtsmittelbelehrung  – soweit 
der Beschuldigte anwaltlich vertreten war  – durch den 
Anwalt gewährleistet war. Daran vermag auch nichts zu 
ändern, dass die Beschlagnahme nicht zeitlich beschränkt 
war, ist doch eine Befristung wie erläutert gesetzlich nicht 
vorgesehen.34 Soweit er anwaltlich vertreten war, wäre es 
dem Beschuldigten somit ohne weiteres möglich gewe-
sen, eine schriftliche Bestätigung der mündlich angeord-
neten Beschlagnahme  – von der er zweifellos Kenntnis 
hatte – zu verlangen, hätte er gegen diese tatsächlich mit-
tels Beschwerde vorgehen wollen. Letztere wäre in einer 
solchen Konstellation indes offensichtlich aussichtslos 
gewesen. Ist es doch evident, dass zu Beweiszwecken die 
Analyse des potentiellen THC-Gehalts der aus den Hanf-
setzlingen zu ziehenden Blüten indiziert war. 

Verallgemeinernd kann damit festgehalten werden, 
dass sich die Frage des Charakters von Art. 263 Abs. 2 
StPO als Ordnungs- oder Gültigkeitsvorschrift nur mit 
Blick auf den Einzelfall beantworten lässt. Zumindest in 
Fällen, in denen sich der Grund der Beschlagnahme direkt 
aus den Akten ergibt resp. derart evident ist, dass eine Ver-
schriftlichung der Begründung primär deklaratorischer 
Natur ist, und die betroffene Person anwaltlich vertreten 
ist, stellt das Schrifterfordernis von Art. 263 Abs. 2 Satz 
2 in fine StPO eine blosse formalisierte Massnahme und 
folglich eine Ordnungsvorschrift dar. 

Dies gilt umso mehr, als je nach konkreter Fallkons-
tellation die in BGE 151 IV 18 zur Diskussion stehende 
Beschlagnahme auch als eine solche nach Art. 263 Abs. 3 
StPO hätte betrachtet werden können. Diesfalls wäre in-
des eine Unverwertbarkeit – wie unten aufgezeigt wird – 
aufgrund der bundesgerichtlichen Rechtsprechung nicht 
im Raum gestanden.

34	 Vgl. Hinweise in FN 4.

B.	 Bei durch die Polizei in dringenden 
Fällen vorgenommenen provisorischen 
Sicherstellungen

Ist Gefahr in Verzug, kann die Polizei gemäss Art. 263 
Abs. 3 StPO Gegenstände und Vermögenswerte zuhan-
den der Staatsanwaltschaft oder der Gerichte vorläufig 
sicherstellen. Einen Beschlagnahmebefehl der Staatsan-
waltschaft oder des Gerichts i.S.v. Art. 263 Abs. 2 StPO 
braucht sie diesfalls nicht. Gefahr in Verzug liegt vor, 
wenn bei nicht sofortigem Zugriff der Verlust des Vermö-
genswertes oder der Verlust des Gegenstands als Beweis-
mittel droht.35 In der Praxis ist dies regelmässig bei einem 
Bussendepositum bei im Ausland wohnhaften Verkehrs-
delinquenten im Sinne einer Deckungsbeschlagnahme 
gem. Art. 263 Abs. 1 lit. b und Art. 268 StPO der Fall.36 
Die auf diesem Weg beschlagnahmten Gegenstände oder 
Vermögenswerte händigt die Polizei in der Folge der 
Staatsanwaltschaft aus. Eine Pflicht, die Beschlagnahme 
nachträglich schriftlich zu bestätigen, statuiert das Ge-
setz anders als in Fällen nach Art. 263 Abs. 2 Satz 2 StPO 
nicht ausdrücklich. Diese lässt sich aber aus dem Schrif-
terfordernis des Beschlagnahmebefehls gemäss Art. 263 
Abs. 2 Satz 1 StPO ableiten.37 Im BGer, 6B_530/2014, 
10.9.2014, E. 3.2 erachtete das Bundesgericht die schrift-
liche Bestätigung durch die Staatsanwaltschaft in Fällen 
von Art. 263 Abs. 3 StPO indes als nicht erforderlich, 
sofern der Beschuldigte nicht ausdrücklich einen for
mellen, schriftlichen Beschlagnahmebefehl verlangt: «La 
recourante ne soutient pas avoir sollicité de ces der-
nières une décision formelle sur cette mesure de sûreté. 
Elle ne peut, dès lors, rien déduire en sa faveur du seul 
fait qu’une ordonnance de séquestre écrite ne lui a pas 
été notifiée.»38 Den Rechtsschutz der von der Beschlag-
nahme betroffenen Person sieht es alsdann auch bei der 
vorläufigen polizeilichen Sicherstellung gemäss Art. 263 
Abs. 3 StPO gewährleistet, unabhängig davon, ob eine 
nachträgliche schriftliche Bestätigung erfolgt, da gemäss 
Art. 392 Abs. 1 lit. a StPO gegen die vorläufige Sicher-
stellung die Beschwerde offensteht.39 Dies trägt dem Um-

35	 BGE 138 IV 155 E. 3.3.2; Daniel Jositsch/Niklaus Schmid, Schwei-
zerische Strafprozessordnung, Praxiskommentar, 4. A., Zürich/St. Gal
len 2023, Art. 263 N 8.

36	 S. dazu BGE 138 I 153.
37	 So auch SK-Heimgartner (FN 24), Art. 263 N 26; Jositsch/Schmid 

(FN 35), Art. 263 N 67; CR CPP-Julen Berthod (FN 30), Art. 264 
N 37.

38	 Jositsch/Schmid halten fest, dass die Staatsanwaltschaft einen Be-
schlagnahmebefehl zu erlassen habe, es sei denn, der Betroffene 
verzichte ausdrücklich auf eine solche formalisierte Massnahme, 
Jositsch/Schmid (FN 35), Art. 264 N 8.

39	 BGE 138 IV 153 E. 3.3.4; SK-Keller (FN 24), Art. 393 N 13.
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stand Rechnung, dass in Fällen von Art. 263 Abs. 3 StPO 
naturgemäss regelmässig Gegenstände oder Vermögens-
werte – wohlgemerkt ohne vorgängige Anordnung durch 
die Staatsanwaltschaft – vorläufig sichergestellt werden, 
bei denen der Grund für eine allfällige Beschlagnahme 
und deren Verhältnismässigkeit evident erscheinen, wo-
mit die schriftliche Bestätigung letztlich nichts anderes 
als eine formalisierte deklaratorische Massnahme und fol-
gerichtig als Ordnungsvorschrift zu qualifizieren ist. Wie 
bereits ausgeführt, drängt sich dies auch in Fällen von 
Art. 263 Abs. 2 Satz 2 StPO auf, in denen die Ausgangs-
lage (evidenter Beschlagnahmegrund und Verhältnismäs
sigkeit) vergleichbar ist.

V.	 Schluss

Die Formulierung in BGE 151 IV 18 E. 4.4.3, dass eine 
Einzelfallbeurteilung vorgenommen werden muss, er-
scheint nach dem Gesagten insofern zutreffend, als es von 
den Umständen des individuellen Einzelfalls abhängt, ob 
der Schutzzweck einer Norm für die Interessenwahrneh-
mung der betroffenen Person eine derart eminente Bedeu-
tung hat, dass aus der Missachtung eine Ungültigkeit der 
Verfahrenshandlung resultiert. 

Ausgangspunkt für die Beurteilung des Einzelfalls ist 
indes gleichwohl die generell-abstrakte Konstellation, die 
im Raum steht. In vorliegendem Präjudiz wurde entspre-
chend  – methodisch zutreffend  – der Schutzzweck der 
Norm von Art. 263 Abs. 2 StPO skizziert (Begründung 
der Beschlagnahmeverfügung im Hinblick auf die Wahr-
nehmung der Verteidigungsrechte, E. 4.4.4 f.). 

Wie aufgezeigt muss im Einzelfall massgebend sein, 
ob der Betroffene Kenntnis von der Beschlagnahme und 
deren Gründen hatte resp. diese evident waren und er 
über die Rechtsmittelmöglichkeiten informiert war (etwa 
Rechtsmittelbelehrung auf Quittung, Kenntnisnahme 
über Verteidigung). Soweit dies der Fall ist, liegt materi-
ell keine Verletzung des Legalitätsprinzips vor und dem 
Anspruch auf rechtliches Gehör ist Genüge getan. Es 
würde unter diesen Umständen überspitzten Formalismus 
darstellen, wenn bloss aufgrund fehlender nachträglicher 
Verschriftlichung die Ungültigkeit der Beschlagnahme 
angenommen würde. Ob diese Voraussetzungen in casu 
gegeben waren, kann in Ermangelung hinreichender Ak-
tenkenntnisse in Bezug auf die anwaltliche Vertretung 
des Beschuldigten im Zeitraum nach der Beschlagnahme 
nicht abschliessend beantwortet werden. 

In den publizierten Erwägungen offengelassen wird die 
Frage, ob die Staatsanwaltschaft die mangelnde schriftli-
che Bestätigung noch hätte nachholen können (E. 4.4.7). 

Die Argumentationslinie insinuiert, dass materiell StPO-
konforme mündliche Beschlagnahmebefehle im Nach-
hinein ungültig werden, wenn sie nicht innert nützlicher 
Frist schriftlich bestätigt werden. Damit würde eine For-
malität, die der Wahrung des rechtlichen Gehörs dient, 
per se zu einer derart wichtigen Verfahrensregel erhoben, 
dass deren Nichtbeachtung stets zur Ungültigkeit der er-
hobenen Beweise führt. Dem ist entgegenzuhalten, dass 
bei einer Anordnung eines nachträglichen Beschlagnah-
mebefehls bis zur Anklageerhebung kein Rechtsmittel-
verlust eingetreten und insoweit das rechtliche Gehör hin-
reichend gewahrt worden ist. Dasselbe müsste auch noch 
nach Rückweisung des Verfahrens durch das Gericht an 
die Staatsanwaltschaft gelten. 

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass die prak-
tische Relevanz dieses Präjudizes  – der pragmatischen 
Konzeption der StPO entsprechend  – insoweit limitiert 
ist, als die Verwertung gleichwohl zulässig ist, wenn die 
betreffenden Beweise zur Aufklärung schwerer Straf-
taten unerlässlich sind (Art. 141 Abs. 2 StPO in fine).40 
Nichtsdestotrotz kommt der Frage insbesondere in Bezug 
auf zur Einziehung oder Kostendeckung beschlagnahmte 
Vermögenswerte – auch bei Kapitaldelikten – erhebliche 
praktische Bedeutung zu. 

Die raison d’être der Ordnungsvorschrift liegt darin, 
auszuschliessen, dass die Verletzung von formellen Vor-
gaben stets die Ungültigkeit von Verfahrenshandlungen 
zur Folge hat. Soweit ein Beschlagnahmebefehl von der 
Staatsanwaltschaft unter Einhaltung der gesetzlichen Vo-
raussetzungen wie dringender Tatverdacht etc. gemäss 
Art. 263 Abs. 2 Satz 2 StPO mündlich erfolgt, liegt eine 
materiell korrekte Verfahrenshandlung vor. Die nachträg-
liche schriftliche Bestätigung dient wie vom Bundesge-
richt zutreffend ausgeführt primär der Gewährung des 
rechtlichen Gehörs. Liegt aufgrund der Umstände keine 
relevante Verletzung des rechtlichen Gehörs vor oder 
konnte eine solche kompensiert oder geheilt werden, 
sollte von einer blossen Missachtung einer Ordnungsvor-
schrift i.S.v. Art. 141 Abs. 3 StPO ausgegangen werden. 

Angesichts der Präjudizien, die in den letzten Jahren 
ergangen sind, ist nüchtern zu konstatieren, dass Gless’ 
Feststellung aus dem Jahr 2010, dass «bekanntlich bis 
heute kaum fassbar ist, was eine Gültigkeitsvorschrift 
einerseits von einer blossen Ordnungsvorschrift anderer-
seits unterscheidet»,41 nach wie vor Gültigkeit hat.

40	 Vgl. kritisch dazu Niggli (FN 8), 126.
41	 Sabine Gless, Beweisverbote und Fernwirkung, ZStrR 2010, 146 ff., 

153. 




